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Keueſte Tagesnachrichten
Die Klageſache Erzberger gegen Helfferfch iſt

dem Landgericht I in Berlin übergeben worden.

Eine Verbalnote an die Regierung der Vereinigten
Staaten erhebt Einſpruch gegen die ſchlechte Behandlung
der deutſchen Kriegs gefangenen in Amerika.

Jn Argentinien herrſcht eine Grippeepi-
dem i e.

Aus Jtalien wird gemeldet, daß die Regierung
Nitti bei den bevorſtehenden Wahlen eine große Mehrheit
haben wird.

England ſoll gegen den ungeſetzkichen Zuſtand der
Fiumebeſetzung Proteſt einlegen wollen.

-[[[Ü[- A
Der Völkerbundsrat

Verſailles, 6. Oktober.
Der „Temps“ glaubt, daß am 12. Oktober die erforderlichen

drei Ratifikationen der glliierten Großmächte vollzogen ſein
werden, und daß dann der Rat des Völkerbundes werde zu-
ſammentreten können. Er habe nämlich in einer Anzahl wich
tiger Fragen ſofort Entſcheidungen zu treffen. Er müſſe nament-
lich innerhalb von 14 Tagen nach Jnkrafttretem des Friedens
vertrages drei der fünf Mitglieder ernennen, die mit einemfrargsſiſchen und einem deutſchen Delegierten die Kom

miſſion zu bilden hätten, die die Grenzlinie des
Saargebietes feſtzuſetzen habe. Außerdem habe er die
fünf Mitglieder der Regierung des Saargebietes zu be-
ſtimmen ſowie deren Präſidenten. Schließlich habe der Rat
des Völkerbundes den Hohen HKommiſſar für Danzig
zu ernennen. Aus allen dieſen Gründen müſſe die Ein-

ng des Rats des Völkerbundes dem Jnkrafttreten des
Friedensvertrages unmittelbar folgen, und dieſe Zuſammenkunft
müſſe auch dann ſtattfinden, wenn der Friedensvertrag in
Amerika noch nicht rakifiziert ſei. Demgegenüber bemerkt der
„Jntranſigeant“, man glaube, daß der Rat des Völkerbundesnicht, wie Clemenceau in ſelnem Brief an Oberſt Houſe ge
wünſcht habe, im Monat November, ſondern erſt zu Beginn des
kommenden Jahres zuſammentreten könne.

Die Ratifizierung des Vertrages von Verſailles durch Eng
land und die Dominions iſt geſichert, nachdem auch Auſtralien,

wie berichtet, den Vertrag nunmehr genehmigt hat. Es fehlt
nur noch die Formalität der Proklamation durch den König.
Jtalien wird vorausſichtlich in den nächſten Tagen durch könig-
liches Dekret vatifizieren. Die Ratifizierung durch Frankrerch
iſt geſichert, ſobald der Senat den Vertrag genehmigt hat, und
das wird wahrſcheinlich noch vor Ablauf dieſer Woche geſchehen.
Ueberdies ſteht die Ratifigierung durch Japan nahe bevor.
Der Austauſch der Ratifikation zwiſchen Deutſchland und drei
Großmächten, durch den der Vertrag vom Verſailles Rechts
Fraft erlangen wird, kann alſo mit ziemlicher Sicherheit für die
zweite Oktoberhälfte erwartet werben.
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Eine Verbalnote an die Schweiz
Gegen die Mißſtände in den amerikaniſchen Gefangenenlagern.

Berlin, 6. Oktober.
Die deutſche t hat durch das Auswärtige Amt

unter dem 30. September der Schweizer Regierung eine Verbal-
note übermitteln laſſen, in der um Abhilfe gegen die
Mißſtände in amerikaniſchen Lagern für deutſche
Kriegsgefangene gebeten wird.

Nach der anfänglich guten Behandlung in amerikaniſchen
Lagern beginnt jetzt ein Wandel zum Schlechten einzutreten, der
neben ſtrengen Strafen für geringe Vergehen auch zur Gefähr-
dung und Vernichtung von Menſchenleben geführt hat. So ſind
im Lager St. Cloud 33 Gefangene durch eine Pulverexploſion
ſchwer verunglückt. Jn anderen Lagern wird eine neunſtündige
Arbeit verlangt, und neben unzulänglicher Bezahlung in denkbar
ſchlechteſter Weiſe für Unterkunft geſorgt.

Die deutſche Regierung bittet die Schweizer Regierung, dieſe
Tatſachen zur Kenntnis der Regierung der Vereinigten Staaten
zu bringen und darauf zu dringen, Delegierte zur Kontrolle der
Lager entſenden zu dürfen.

Helfferich Erzberger
Anklage auf Anhieb.

Der „Vorwärts“ ſchreibt:
In der „Kreuzzeitung“ beſchäftigt fich in einer Wohhenſchau

Graf Weſtarp abermals mit Erzberger und wiederholt die von
Helfferich in Stuttgart bereits gegebenen Mitteilungen, daß
bis jetzt Dr. Helffericht noch keinerlei Nachricht von einer An
klage oder von gerichtlichen Schritten Erzbergers erhalten habe.

Nach den vor etwa 6 Wochen bereits gegebenen offiziellen

n 5 die Klage r ai gegen berger eingeleitet ſei, müßte Helfferi nlängſt im Beſitz der Klage ſein.
Wenn gegen einen Miniſter derart ehrenrührige Vorwürfe

erhoben werden, wie das der ehemalige Vizekanzler Helfferich
e e Zur hat, ſo muß Harthörigkeit und Schweig-

ßt wer
chnittsmenſchen als Schuldbekenntnis auf

Anſehen des geſamten Reichsminiſteriums gebietet
ſchnellſte Klarſtellungt“

Z

Dienstag, 7. Oktober

Dieſe Klarſtellung die der „Vorwärts“ fordert, hat nicht
lange auf ſich warten laſſen, denn noch am gleichen Abend ver
breitete das W. T. B. folgende Meldung:

Berlin, 6. Oktober.
Nach Eingang des Strafantrages des Reichsfinanz-

miniſters Erzberger gegen den früheren Staatsſekretär Helfferich

wegen Beleidigung hat die Staatsanwaltſchaft des Land
gerichts I das Ermittelungsverfahren ſofort eingeleitet. Die
Bearbeitung der Sache liegt in den Händen des Oberſtantsau-
walts Krauſe perſönlich.

Eine beſondere Klagezuſtellung an Herrm Helfferich iſt nich:
zu erwarten, da das Verfahren in dem inſtanzenmäßigen Wege
der öffentlichen Verhandlung erledigt werden wird. Bis zur
Eröffnung des Hauptverfahrens dürfte bei der Fülle des
Materials allerdings noch geraume Zeit vergehen. Dagegen
ſteht zu erwarten, daß in dem ſchwebenden Vorverfahren Staats
miniſter a. D. Helfferich in den nächſten Tagen eine Vorkadung
zu einer erſten Vernehmung erhalten wird.

Jmmerhin iſt es recht ſonderbar und dem „Dur-hſchnikts
menſchen nicht ganz verſtändlich, daß dieſe Meldungen immer
erſt dann in den Draht geleitet werden, wenn von irgend einer
Seite ein Anhieb erfolgt. Erzberger muß es. wirklich nicht eilig
mit ſeiner Beweisführung haben.

(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)
Genf, 6. Oktober.

Der Korreſpondent des „Matin“ im Haag meldet ſeinem
Blatt, man habe ihm an zuſtändiger Stelle verſichert, daß das
holländiſche Abkommen über den Wechſelkurs nicht die Be
deutung habe, die ihm Reichsfinanzminiſter Erzberger in ſeiner
Rede in der Nationalverſammlung gab. Erzberger hätte mit
ſeiner Mitteilung in der Hauptſache nur einen diplomatiſchen
Erfolg beabſichtigt, und das deutſche Volk dabei belogen.

Die Staatsform für das Elſaß
Paris, 6. Oktober.

Die Kammer hat am Sonnabend morgen dem Geſetzent
wurf über die vorläufige Regierungsform in Elſaß-Loth
ringen zugeſtimmt, der dieſes Hand under den gegen
wärtigen Regierungsverhältniſſen läßt und erklärt, daß die

anzöſiſchen Geſetze erſt dann angewandt werden ſollen wenn
ie Vertreter Elſaſßßz-Lothringens ihre Plätze im

Parlament einnehmen werden.

Antrittsbeſuch des ſchweizeriſchen Geſandten
Berlin, 6. Oktober.

Der „Reichsanzeiger“ meldet, daß der Reichspräſident
am Sonnabend, den 4. Oktober, nachmittags den neu ernannten
ſchweizeriſchen außerordentlichen Geſandten und Bevoll-
mächtigte, Miniſter Dr. v. Planta zur Entgegennahme ſeines
Beglaubigungsſchreibens empfangen hat. Der Reichsminiſter
des Aeußeren, Hermann Müller, war bei dem Empfang zugegen.

Die Pfalz ohne Licht und Kraft
Von unſerem -Sonderberichterſtatter.)

Ludwigshafen, 5. Oktober.
Seit heute Montag frith iſt wegen Kohlenmangels die Zu

führung elektriſchen Stromes in der Rheinpfalz eingeſtellt. Von
heute an liegen infolgedeſſen alle Betriebe und Straßenbahnen
ſtill. Auch die Zeitungen können nicht erſcheinen. Die wirt-
ſchaftlichen Folgen ſind noch unabſehbar. Den Ueberland
zentralen der Pfalz iſt es nicht gelungen, die nötigen Kohlen zu
erhalten, die zur Stromerzeugung nötig ſind.

Der Metallarbeiterſtreik
Berlin, 6. Oktober.

Der Berliner Metallarbeiterſtreik hat ſich weiter ausgedehnt
und zwar ſind die A. E. G.-Werke in Hennigsdorf vollſtändig
ſtillgelegt worden. Auch die Arbeiter von Orenſtein Koppel
ſind in den Ausſtand getreten. Eine Betriebsverſammlung der
Arbeiterſchaft, die am Freitag vormittag ſtattfinden ſollte, wurde
verboten. Zum Zeichen des Proteſtes ſind die Arbeiter in den
Streik getreten.

Am Sonntag fand im Gewerkſchaftshaus eine Verſammlung
ſämtlicher Heizer und Maſchiniſten GroßBerlins ſtatt. Die
Verſammlung nahm eine Reſolution an, die den Streikenden
volle Sympathie ausſpricht. Außerdem wurde beſchloſſen, ſich
aktiv an dem Streik zu beteiligen, wenn die Fünfzehnerkommiſ
ſion die Parole dazu ausgeben ſollte. Jn den Spandauer
Staatsbetrieben iſt von Arbeitervertretern ein Antrag der Streik-
leitung der Metallarbeiter, in einen Sympathieſtreik eingzutreten,
abgelehnt worden. Jm Falle eines Sympathieſtreiks in Spandau
wird mit der Schließung der Staatsbetriebe gerechnet.

Jn den Siemens Werken hat ſich die Lage inſofern geändert,
als durch verſtärkten polizeilichen Schutz die Arbeitswilligen jetzt,
die Werkſtätten betreten können. Die Arbeitswilligen machen
von dieſer Möglichkeit weitgehenden Gebrauch. Die Zahl derer,
die ſich gegen den Willen der Streikleitung zum Ausſetzen ohne
Bezahlung bereiterklärt haben, wächſt. Sie wird bereits auf
über 10 000 akt.

Die Streikleitung hat, da ſie von Tag zu Tag ihre Hoff
nungen ſchwinden ſieht, dazu gegriffen, auch andere lebens-
wichtige Jnduſtrien in den Streik hineinzuziehen. So haben
Sitzungen mit den Vertrauensleuten der Straßenbahner, Hoch-
bahner und Omnibusangeſtellten ſtattgefunden. Die Ver
trauensleute der Hochbahner lehnten eine Beteiligung an dem
Streik Aehnlich äußerten ſich die Straßenbahner.
Auch hier wurde betont, daß für einen Streik keine Stimmung
vorhanden ſei. Die Omnibusangeſtellten ſprachen ſich im
gleichen Sinne aus.

Eeſchäftsſtelle Berlin: Bernburger Str. 30. Fernruf Amt Kurfürſt Ar. 6290
Eigene Berliner Schriftleitung. Verlag und Druck von Otto Thiele, Halle Saale

Beamte und Angeſtellte
Eine Anfrage aus unſerem Leſerkreiſe weiſt auf die ſchein-

bare Ungleichheit hin, die hinſichtlich der Beſteuerung eines Be
amten und eines Privatangeſtellten beſteht, wenn beide bei
gleichem Alter gleiches Gehalt beziehen. Dabei wird folgendes
Beiſpiel gegeben:

I. Privatangeſtellter (oder Arbeiter), 26 Jahre alt, ohne
Kinder, Geſamteinkommen 5000 Mark, zahlt an Steuern:

Staatseinkommenſteuer 1118, A,
10 Proz. Zuſchlag 111,60ev. Kirchenſteuer 17 Proz. 20, Al,
338 Proz. Gemeindeſteuer 387,

Zuſammen: 536,80
II. Beamter, ebenfalls 36 Jahre alt, bekommt an Gehalt

(einſchließlich Wohnungsgeld) 3200 Mark, mit Teuerungszu-
lage zuſammen 6000 Mark, wie die Anfrage ſagt: ſchlecht ge-
rechnet. Dafür zahlt er an Steuern von einem Einkommen
von 3200 Mark:

Staatseinkommenſteuer 60
5 Prozent Zuſchlag 3, Al,Kirchenſteuer A,125 Prozent Gemeindeſteuer T75, Al,

Zuſammen: 138, A.
Alſo zahlt der Beamte „zu Ungunſten des Privatange-

ſtellten 398,20 Mark“ zu wenig.
Soweit der weſentliche Jnhalt der Zuſchrift aus den

Kreiſen der Pribatangeſtellten.
Wir müſſen zunächſt die Mitteilung der Zuſchrift, ſoweit

ſie das Gehalt des Beamten betrifft, einer Prüfung unter-
ziehen. Dabei ergibt ſich, daß Sekretäre im Alter von 36 Jahren
ein Gehalt von 2100 Mark oder (ſelten ſchon) 2500 Mark er-
halten, dazu kommt der Wohnungsgeldzuſchuß von 450 oder 540
Mark. Alſo wäre mit einem Einkommen von 2550 Mark oder
(ſelten!) von 3040 Mark zu rechnen. Kreis oder Gerichtsaſſi
ſtenten haben in jenem Alter ein Gehalt von 1950 Mark und den
gleichen Wohnungsgeldzuſchuß. Zum Vergleich fügen wir noch
die Zahlen für Unterbeamte und Kanzliſten hinzu, die mit 1300
Mark und einem Wohnungsgeld von 220 Mark oder 290 Mark
(Ortsklaſſe D und C), bezw. 1500 Mark (Kanzliſten) bei An-
ſtellung im 38. Jahre ohne Wohnungsgeld auskommen ſollen.

An Teuerungszulagen bekommt ein Beamter in Halle,
ledig, 1632 Mark; wenn er einen eigenen Hausſtand führt:
2040 Mark. Es iſt alſo mit einem

Einkommen von 2550 A. 1632 4182
oder von 2550 A. 2040 A. 4590

oder von (ſelten!) 3040 A. 1632 M 4672
oder von (ſelten!) 3040 A. 2040 M 5080

zu rechnen.
Man erſieht daraus, daß der Beamte an ſich um 920 Mark

bis 1818 Mark hinter dem gleichalterigen Pribvatangeſtelllen
zurückbleibt. Der Beamte hat allgemein eine recht lange Dienſt-
ſtrecke, d. h. eine ganze Reihe von Jahren zurückzulegen, während
deren er dem Staate Dienſte, oft ſchon vollwertige, leiſtet, ohne
daß er irgend eine Entſchädigung erhält. Auch das darf zu
gunſten der Privatangeſtellten nicht außer acht gelaſſen werden.

Was die Penſions verhältniſſe anlangt, ſo ift an
ſich der Beamte beſſergeſtellt. Wenn die Privatangeſtellten auf
die Ruhegehaltsberechtigung der Beamten hinweiſen, ſo kann
man ihnen entgegenhalten, daß ſie dank ihres höheren Gehalts
in der Lage ſind, ſich eine Penſion dadurch zu verſchaffen, daß ſie eine Verſicherung auf den Gr-
lebensfall eingehen. Die Prämienzahlung wird ihnen
ja im Vergleich zum Beamten bei ihrem höheren Gehalt nicht
ſchwer fallen können. Außerdem bekommt der Privatange-
ſtellte, im Gegenſatz zu den Ausführungen, die unter der
Rubrik „Aus dem Leſerkreiſe in der erſten Montagbeilage vom
6. Oktober der „Halleſchen Nachrichten“ gemacht werden, dank
der Angeſtelltenverſicherung nicht unerhebliche Zu
ſchüſſe zu ſeinem Ruhegehalt. Dieſe Zuſchüſſe betragen bei
einem Gehalt von 3000--4000 Mark, wovon monatlich 10 Mark
Beitrag zu zahlen ſind, nach 10 Jahren 600 Mark, nach
20 Jahren 900 Mark, nach 30 Jahren 1200 Mark, nach 40 Jahren
1500 Mark; bei einem Gehalt von 4000--5000 Mark, wovon
monatlich 13,30 Mark zu zahlen ſind, nach 10 Jahren 798 Mark,
nach 20 Jahren 1197 Mark, nach 30 Jahren 1596 Mark, nach
40 Jahren 1995 Mark.

Hinſichtlich unſerer Hauptfrage aber iſt es richtig, daß der
Beamte etwas weniger Steuern zahlt, als der Nichtbeamte.
Kirchenſteuer muß er übrigens in unſerem Beiſpiele zahlen.
Die Kriegsteuerungszulagen ſind zurzeit noch ſteuerfrei, ſie
ſind es aber zweifellos die längſte Zeit geweſen. Nach Aeuße-
rungen der Vertreter der Staatsregierung vor den Parlamenten
iſt die Aufhebung dieſer Steuerfreiheit mit dem 1. April 1920
zu erwarten.

Das ſog. Beamtenprivileg iſt bereits aufgehoben, unſeres
Wiſſens mit dem 1. Oktober 1909. Jſt alſo jener Beamte erſt
nach dem 1. Oktober 1909 Beamter geworden, ſo ſteht ihm das
Beamtenprivileg, das in obigen nur 125 Prozent Gemeinde-
ſteuern jedoch nur für ſein Dienſteinkommen in die Er
ſcheinung tritt, nicht mehr zu.

Alſo auch dieſe Ungleichheit
allmählich ausſterben und verſchwinden. Der Anfang dazu iſtſchon von der alten Regierung gemacht, die neue hat u

nichts getan. Da es ſich aber um ein wohlerworbenes
handelt, das bei der Verſchiedenheit der Kommunalſteuerlaſten,
der Orte, in die Beamte jederzeit verſetzt wurden, immerhin
ſeine Berechtigung hatte, kann es den alten Beamten nicht ohne
Entſchädigung nach geltendem Rechte entzogen werden.

Wir möchten übrigens nebenbei noch bemerken, das
miedrige Anfangsgehalt, die dürftige Beſoldung der Staats
beamten überhaupt, endlich die Möglichkeit, jederzeit verſetzt zu
werden, es unſeres Erachtens rechtfertigen dürfte, wen in
ſteuerlicher Beziehung Vorteile genießen, die ja gegenüber den
erwähnten Nachteilen kaum ins Gewicht fallen er.

der Beſteuerung wird



Die Kusſaugung Deutſchlands
In der öffentlichen Sitzung des Reichsrats vom Sonnabend

wurde der Entwurf des Etats des Reichsſchatzminiſteriums durch
beraten. Der Etat iſt von einer ganz außerordentlichen Bedeu
tung geworden, weil in ihm die ſämtklichen Verwertungsſtellender früheren Hiilitärverwaltung, die Vermögensverwaltung der
beſetzten rheiniſchen Gebiete, die Reichsverpflegungsämter, die
Reichsbekleidungsämter und die Remonteämter enthalten find.
Jn dem Etat wurden bei der Beratung ewas über 400 Millionen
Mark an den geforderten Summen geſtrichen und bei den Ein
nahmen eine Erhöhung von über 100 Millionen Mark im Ein
verſtändnis mit der Reichsregierung eingeſetzt.

Von beſonderer Wichtigkeit auch in bezug auf die Höhe des
Etats ſind vornehmlich die Titel 12 a, d und c von Kapitel 2e
des außerordentlichen Etats. Er werden dabei gefordert unter
12a für den Hohen Ausſchuß der alliierten und aſſoziierten
Mächte für das halbe Jahr Oktober bis April fünf Millionen
Mark. Der Hohe Ausſchuß nimmt für ſich die am beſten ein
gerichteten Villen und Gebäude in Anſpruch. Nach Angabe der
Stadt Kobleng werden 80 bis 90 Familienwohnungen für den
Hohen Ausſchuß erforderlich werden. Für die Unterbringung
der Geſchäfteräume beſteht ebenfalls ein großer Bedarf, ſo daß
die angeforderten fünf Millionen kaum ausreichen werden.

Jn Titel 12 b wird für die Unterbringung der interalliier-
ten Ueberwachungsausſchüſſe für e Marine und Luftfahrt-
angelegenheiten ebenfalls fünf Millionen verlangt. Dieſe For
derung gründet fich auf die Feſtſetzung des Artikels 205 ff. des
Friedensvertrages. Darin ſind ſogenannte interalliierte Ueber
wachungskommiſſionen vorgeſehen, deren Aufgabe es iſt, die
Durchführung aller Beſtimmungen des Friedensvertrages über
Landheer, Seemcht und Luftfahrt zu überwachen. Dieſe Ueber
wachungskommiſſionen dürfen ihre Dienſtſtellen am Sitze der
Zentralregierung einrichten und an jeden beliebigen Punkt
des deutſchen Staatsgebietes Unterkommiſſionen entſenden.
Dementſprechend ſoll zunächſt eine Hauptüberwachungskommiſſion
in Berlin und mehrere Unterkommiſſionen in zehn anderen
deutſchen Großſtädten gebildet werden.

Für die Ueberwachungskommiſſion in Berlin wird von der
Entente gefordert

1. Unterbringung der Unterkommifſion für Heer und
Narine:

a) für Wohnzwecke der Offiziere ein Hotel mit 300 Zim-
mern;

b) für Geſchäftsräume 200 Zimmer;
c) weitere Unterkunft für 300 Offiziere

ſhaften;
ch Abſtellraum für 60 Automobile
für die Luftfahrtkommiſſiom:
a) für Wohngzwecke der Offiziere ein Hotel mit 200 Zim-

mern;
b) für Geſchäftsräume 100 Zimmer
c) Unterkunft für 450 Perſonen

Räume für 60 Automobile.
Die Unterbringung der Heer- und Marinekommiſſion ſoll in

Der Weiſe erfolgen, daß für Wohngzwecke ihr das Hotel Kaiſer-
Hof mit 185 Zimmern, für Geſchäftsräume das Haus Wilhelm-
ſtraße 62 a mit 40 Zimmern und für Mannſchaften und Auto-
mobile die Kaſerne in der Karlſtraße bereitgeſtellt wird; die
Kommiſſion fordert weitere Geſchäftsräume in der Nähe der
Wilhelmſtraße. Für die Lufſtfahrt-Unterkommiſſion iſt folgende
Unterbringung vereinbark: für Wohnzwecke der Offiziere das
Hotel Eden mit 160 Zimmern, für Geſchäftsräume die Militär
techniſche Akademie mit 150 Räumen. Dort ſind auch 150 Mann
ſchafben und 30 Automobile unterzubringen. Für die anderen
Räume hat die Kommiſſion noch Forderungen geſtellt.

Bei Titel 12 c werden für die Unterhaltung der alkfierten
und aſſoziierten Beſahungstruppen in den Rheinlanden 210 Mil
lionen Mark gefordert. Auch dieſer Betrag reicht bei weitem
nicht aus. Bisher find in rund zehn Monaten hierfür vom der
Entente 892 185 000 in Anſpruch genommen worden. Irgend
welche Rech legung war visher trotz mehrfacher Noten nicht
zu erre hiernach muß der Sach von 35 Millionen für den
Monat ebenfalls als zu gering bemeſſen angenommen werden,
wenn nicht eine erhebliche Redugzierung der Zahl der Beſatzungs
kruppen eintritt. Es muß mit mindeſtens einer Erhöhung auf
50 Millionen monaklich, für das Halbjahr auf 300 Millionen
gerechnet werden.

Beim Titel 13 wird für Grundſtickserwerbungen, Neu
bauten und größere Umbauten anläßlich der Unterbringung der

9 Beſatzungstruppen im Rheinland die Summe von 20 Millionen
h Mark verlangt. Dieſer Betrag wird nach den bisherigen Er

fahrungen ebenfalls um ein Vielfaches überſchritten werden.
Die Anforderungen der Beſatzungstruppen für Unterbringunags-
zwecke ſind gar nicht zu überſehen. So find z. B. in Mainz bon
der ſtädtiſchen Verwaltung 18 Millionen Mark angefordert
worden für Neubauten, die von der franzöſiſchen Behörde in
Ausſicht genommen worden ſind. Welcher Art dieſe Bauten ſind,

hat dieſe noch nicht angegeben, ſo daß jede Nachprüfung Her
Frage, ob die Forderungen nach dem Rheinlandabkommen ge
ſtellt werden dürfen, noch un ich iſt. Bekannt geworden iſt
bisher der Reichsregierung lediglich, daß erfordert werden 314 000
Mark für den Umbau und die teilweiſe Neuausſtattung des

e

e

S

e

e

S
S

S

e
e

und Mann-

Offigierkaſinos, 121 000 Mark für Aenderungen in verſchiedenen
Kaſernen, eine Million Mark zur Herſtellung eines Forts zu
Wohnzwecken. Daneben ſollen die Kaſernen, die mit Oefen
ausgeſtattet ſind, mit Rückſicht auf die ſchwarzen Truppen mit
Zentralheizungsanlagen verſe werden.
m dem Tiel 14 werden 40 Millionen Mark rdert für

die Beſchaffung von Verpflegungsvorräten durch die Reichs
verpflegungsämter des beſetzten rheiniſchen Gebietes. Auch hier
iſt die Endſumme noch nicht zu überſehen

Eine unwahrſcheinliche Nachricht
BVerlin, 6. Oktober.

Die Petersburger Telegrahen-Agentur meldet den Ueber
gang des General von der Goltz mit ſeinem Stabe zu den
Ruſſen. An Berliner Stelle liegt eine Beſtätigung für dieſe
Nachricht nicht vor.

Italiens Ratifizierung
Eigene Drahtmeldung der „H. Z.

X Bern, 6. Oktober.
Die römfſchen Blätter melden von einer bevorſtehenden Ver

öffentlichung des königlichen Dekrets und der daran anſchließen-
den Ratifizierung des Friedensvertrages. Andere Meldungen
ehe Rom beſagen, daß die Ratifizierung noch lange nicht bevor

(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.
Genf, 6. Oktober.

Der römiſche Sonderkorreſpondent berichtet von der in
Ftalien durch die plötzliche und übervaſchende Auflöſung der
Kammer geſchaffenen unhaltbaren Stimmung. Die nationa-
liſtiſche und militäriſche Oppoſition gegen die Regierung ſei ſo
ervegt, wie niemals zuvor. Trotzdem wird die Regierung
Nitti, ſo ſchreibt der Korreſpondent, bei den bevorſtehenden
Wahlen am 16. November große Mehrheit für ihre Politik
erhalten.

Die däniſchen Sozialiſten gegen den
Bolſchewismus

Berlin, 6. Oktober.
Der däniſche ſozialdemokratiſche Parteitag hat laut „Vor-

wärts“ mit überwältigender Mehrheit beſchloſſen, unter Ableh
nung der bolſchewiſtiſchen Methode bei der zweiten
Jnternationalen zu verbleiben. Jn einem Aufruf an das
däniſche Volk heißt es, daß ſich die Partei, wie immer, auf den
Boden der Demokratie ſtelle. Otto Wels widerlegte in ſei
nem Abſchiedswort an den Kongreß die in der neutralen Preſſe
zum Ausdruck gekommene Auffaſſung, daß Deutſchland vor dem
Bankerott ſtehe und nicht arbeite. Bei dem Berliner Streik
handle es ſich nur um 8 Prozent der Arbeiter, und das
Schlimmſte ſei überſtanden.

Es dämmert!
Der Sympathieſtreik in Leipzig abgelehnt.

Leipzig, 6. Oktober.
Jn einer vertraulichen Mitgliederverſammlung, der hieſigen

Unabhängigen, in der über den Eintritt in den Streik ent-
ſchieden werden ſollte, ſcheiterte dieſe Abſicht an dem ener
giſchen Widerſtande der Mehrzahl der Mitglieder. Es wurde be
tont, daß die Zeiten für kommuniſtiſche Putſche vor
über ſeien. Die aufgeklärten Arbeiter ſeien zu der Ueberzu
gung gekommen, daß fie durch derartige Streiks fich nur ſelbſt
ſchädigen, und zwar lediglich zugunſten des ausländiſchen Kapi-
tals. Jnfo ſſen verweigerten ſie den Streikführern die Ge
folgſchaft. um uß wurde bis auf weiteres ein Leip
ziger Shnpathieſtreik für Berlin abgelehnt.

Wilſons Zuſtand ernſt
Von unſerem *-Sonderberichterſtatter.)

Baſel, 6. Oktober.
„Herald“ meldet aus Waſhingtom:
Wilſon habe innerhalb von drei Tagen zwei Nerven

ch o Fs erlitten, ſeine Kraft hätte bedenklich abgenommen. An
eine Aufnahme ſeiner politiſchen Tätigkeit kann vor zwei bis
drei Mongen nicht gedacht werden.

Waſhington, 6. Oktober.
Präſident Wilſon verbrachte eine ſehr gute Nacht. Wenn

man überhaupt von einer Veränderung ſprechen will, kann man
ſie nur im günſtigen Sinne auffaſſen.

Kabinettskriſe in der Türkei
Verſgilles, 5. Oktober.

Nach Meldungen aus Konſtantinopel hat der Sultan die
Demiſſion des Großweſirs Damad Ferid Paſcha angenommen.
Das ganze Miniſterium trat zurück. Es ift bis jetzt noch nicht
beſtimmt, wer das neue Kabinett bilden ſoll.

Eine Sollkonferenz in Verſailles
Berlin, 6. Oktober.

Am 10. Oktober wird in Verſailles die vom Reichsfinang
miniſter Erzberger angekündigte Konferenz zuſammentreten, die
Maßregeln beſchließen ſoll, um das „Loch im Weſten endlich zu
ſchließen Die deutſche Abordnung, der auch ein Vertreter der
Oberzolldirektion Köln angehört, wird durch Unterſtaatsſekretär
Bergmann vom Reichsfinanzminiſterium geführt und iſt be
reits in Verſailles eingetroffen. An der Spitze der franzöſiſchen
Delegation ſteht der Wiederaufbauminiſter Louche ur. Es
wird von unſeren Vertretern grundſätzlich die uneingeſchränkte
Wiederherſtellung der deutſchen Zollhoheit im Weſten gefordert.
Auch die Waren für die fremden Beſatzungstruppen im
beſetzten Gebiet ſollen bei der Einfuhr verzollt werden, um eine
genaue Kontrolle des Warenverkehrs ausüben zu können, doch
er den Beſatzungstruppen ſelbſtverſtändlich der Zoll ver

Frankreichs Furcht vor Deutſchlands
Wiedererſtarkung

Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“
du dieß Kreßß Genf, 6. Oktober.n hieſigen Kreiſen verlautet, daß die franzöſiſche Kammer

Debatte über ungenügende militäriſche n Deutſch
land in engem Zuſammenhang mit einer neuen Entente
Note über die Räumung des Valtikums ſtehe. Von unter
richteter Seite wird behauptet, daß die Forderung, das Baltikum
ſofort zu räumen, nur ein Vorwand für das Verlangen der
völligen Entwaffnung Deutſchlands ſei. Die Furcht Frank
Feſeht vor rer r we Wiedererſtarkung Deutſchlands

ſteht unvermin or ſei durch die letzte Kammer-debatte noch erhöht worden. r
Polens innere Schwierigkeiten

Rotterdam, 5. Oktober.
Die „Times“ meldet aus Warſchau, daß die politiſche und

wirtſchaftliche Lage in Polen troſtlos iſt. Der Landwirtſchafts
miniſter und der Lebensmittelminiſter ſind zurückgetreten, weil
ſte die Schwierigkeiten nicht zu überwinden vermögen. Seit dem
Juli ſind hier keine LebensmittelſendungeAmerika mehr jährigeneingetroffen. Das Getreide der diesjährigen

Ernte wird von den Händlern mit den höchſten Gewinnen ver
kauft, und gleichzeitig iſt die kommuniſtiſche Propa
ganda unter den Arbeitsloſen, den Jnduſtriearbeitern, ſogar
in der Armee im Gange. Das ſchlimmſte Zeichen ſei, daß die
mächtige Sozialiſtenparkei jetzt gemeinſam mit den extremſten
Kommuniſten vorgehe.

X AKblöſungsgeplänkel in Kurland
Mitau, 6. Oktober.

Lauk Meldung der Preſſeſtelle beim Generalkommando des
ſechſten Armeekorps fand in der Nacht auf den 29. September
an der deutſchruſſiſchlettiſchen Demarkationslinie zwiſchen
Mitau und Riga zwiſchen ruſſiſchen Vorpoſten, die die räumen-
den Deutſchen ablöſten, und lettiſchen Feldwachen ein Feuer
gefecht ſtatt. Lettiſch-eſtniſche Truppen greifen die ftichen
Formationen, die ſeit einiger Zeit an Stelle deutſcher zum Ab
transport nach Deutſchla beſtimmter Truppen die Demar-
kationslinie zwiſchen „Mitau und Riga beſetzt halten, immer
wieder an. Der lettiſchen Regierung iſt rechtzeitig von dieſer
AWlöſung deutſcher Truppen durch ruſſiſche Formationen Mit
teilung gemacht worden. Außerdem iſt die engliſche Miſſion in
Riga in der Perſon des Brigadegenerals Burt durch den
Grafen von der Goltz davon unterrichtet worden, daß neuer
dings ruſſiſche Formationen die Beſetzung des Olaiſer Ab
ſchnittes der Demarkationslinie ſtellen.

England gegen den Fiumeſtreich?
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

x Bern, 6. Oktober.
Eine Meldung der „Agenzia Stefani“ aus London beſagt,

daß die engliſche Regierung nach Anſicht offiziöſer Kreiſe be
abſichtigt, in Rom auf raſche Beendigung des ungeſetz
lichen Zuſtandes in Fiume zu dringen, widrigenfalls
Jtaliens Verbleiben im Vierverband gefährdet werden könnte.

Rückverſicherung der Italiener
Ein Vertrag mit Numänien.,

WWon unſerem Sonderberichterſtakter.)
Zürich, 5. Oktober.

Die „Neue Züricher Zeitung“ meldet aus Agram:
Zwiſchen Jtalien und Rumänien iſt ein militäriſches Ab-

getroffen, wonach die Rumänen verpflichtet find, im
W gegen Jugoſlawien eine gleichgeitige Operation vor
zunehmen.

Nachdruck verboten.

Die beiden Hildebrand
6] Kriminalroman von Heinrich Tiaden.

„Alſo Sie haben Jhrem Sohn noch nichts davon
geſagt. Warum nicht?“

„Was geht denn Sie das an! Sollten Sie vielleicht
in Jhrer ſchuftigen Seele einen Plan nähren, der ſich mit
meinem Sohn beſchäftigt?“

„Ruhig, Herr Hildebrand. Müſſen Sie denn im Ge
ſpräch mit mir immerfort Beleidigungen gegen mich aus
ſtoßen? Jch ſage Jhnen, das iſt ſehr unklug. Sie wiſſen
doch noch gar nicht, in welches Verhältnis Sie noch einmal
zu mir kommen können,“

„Jn ein Verhältnis ich zu Jhnen
„Nun ja, warum denn nicht? Sie lieben ja wohl

Jhren Sohn, nicht wahr. Nun wohl, ich habe eine Tochter
und wenn Sie mich auch einen herzloſen Menſchen und

was weiß ich was ſonſt noch nennen, ſo iſt es dennoch eine
Tatſache, daß ich auch meine Tochter liebe. Jch habe mein
Leben lang geſpart und gedarbt für ſie. Und wenn ich
auch immer noch wie früher ein armer Mann bin, ſo iſt
doch ſie eine reiche junge Dame. Und nicht nur eine reiche,
ſondern auch eine mehr als durchſchnittlich gebildete und
ſehr hübſche junge Dame. Sie ſpricht mehrere Sprachen,
malt, geigt, ſpielt Klavier, dichtet nicht ohne Erfolg
kurz, ſie iſt eine Dame von beſten Qualitäten

„Hören Sie, warum langweilen Sie mich mit all
dieſen Erzählungen?“

„Haben Sie nur Geduld, Sie werden an dieſen
Dingen noch viel Intereſſe bekommen. Sie ſollten wiſſen,
daß ich nie etwas ſage, was nicht einen ganz beſonderen
Zweck hat. Jch ſprach von meiner Tochter. Jch habe Jhnen
geſagt, Sie hat Geld, ſie hat BVildung, ſie hat Schönheit, ſie
hat ſogar bis zu einem gewiſſen Grade Herz aber was
nutzt ihr das alles, ſo lange ſie nicht den Gatten hat, den
ſie mit all ihren Schätzen beglücken kann. Einen Mann
aus meinen Kreiſen kann ſie nicht gebrauchen, und zu

72 Kreiſen, die für fie in Betracht kämen, haben wir
eider keinen Zutritt. Da habe ich an Sie gedacht

„Gar zu lächerlich! Sie haben doch hoffentlich nicht
e Danwisiage Vermutung, ich ſuchte Jhrer Tochter einen

ann!“
„O nein, zu einer ſolchen Vermukung bin ich viel zu

beſcheiden. Aber der Mann brauchte gar nicht erſt ge-
ſucht werden er iſt ſchon da. Jch kenne einen jungen
Mann, der ein geradezu idealer Gatte für meine Tochter
wäre.“

„Wenn Sie ihn kennen, dann iſt die Sache ja gut und
Sie brauchen mich nicht mehr damit zu behelligen.“
gehn meine Herrn Oswald Hildebrand Jbhren

Einen Augenblick war es totenſtill im Raum. Dann
heiſer und gepreßt, die Stimme Anton Hilde-

rands:
„Menſch, noch ein ſolches Wort und ich laſſe Sie

durch meine Hunde hinaushetzen!“
„Geben Sie acht, Herr Hildebrand, Sie bekommen

gewiß eines Tages den Schlagfluß infolge Jhres aufge
regten Weſens. Jch will Jhre beſtimmte Zuſage jetzt noch
gar nicht mitnehmen. Und um Sie einer recht wohlwollen
den Erwägung geneigter zu machen, möchte ich Jhnen kurz
noch folgendes bemerken: Was ich Jhnen heute ſagte, das
war erſt ein Wunſch. Für Sie und Jhren Sohn wird es
leichter ſein, einem Wunſche Folge zu leiſten als einem
Befehl. Sollten aber Sie oder Jhr Sohn ſich weigern, ſo
würden Sie all die bisherigen Opfer umſonſt gebracht
haben. Jch würde, falls meiner Tochter die Beleidigung
einer Zurückweiſung zuteil werden ſollte, unfehlbar und
ohne Gnade Sie ruinieren und durch Sie auch Jhren
Sohn. Sie haben alſo beide Urſache, meinen Antrag
freundlich und dankbar anzunehmen, der Vater aus Rück-
ſicht auf ſeinen Sohn, der Sohn aus Liebe zu ſeinem
Vater. Jſt Jhr Sohn mein Schwiegerfohn, ſo haben Sie
ſelbſtverſtändlich für alle Zeiten Ruhe vor mir.“

Bürklin hatte die Worte mit kalter, geſchäftsmäßiger
Ruhe geſprochen. Nun ſchwieg er und der Lauſcher hinter

der Gardine konnte hören, wie er mit den Fingern auf der
Tiſchplatte trommelte. Doch noch etwas anderes hörte er:
die tiefen, keuchenden Atemzüge ſeines Vaters.

„Jch ſehe, Herr Hildebrand, Sie ſind von meinen
Worten einigermaßen überraſcht. Jch wundere mich nicht
darüber, kann auch nicht verlangen, daß Sie mir nun ohne
weiteres in verwandtſchaftlicher Liebe um den Hals fallen.
Ueberlegen Sie ſich die Sache in aller Ruhe und dann
ſchreiben Sie mir, in zwei, drei oder gar erſt in vier
Wochen. Jch werde dann ſofort zu Jhnen kommen, um das
Nöötige zu je nach den Umſtänden auch meine
Tochter gleich mitbringen, damit die jungen Leute ſich
kennen lernen. Bis dahin leben Sie wohl auf ein fröh
liches Wiederſehen bei der Brautſchau.“

Er erhob ſich, nickte dem ganz gebrochenen alken Herrn
vertraulich zu und verließ das Gemach. Er ſchritt dicht
neben Oswald vorüber, der ſich hinter dem Fenſtervorhang
verborgen hatte. Nach einer Weile verließ auch Oswald
ſein Verſteck und begab ſich in den Garten. Als er aus
dem Hauſe trat, hörte er, wie das Gartentor hinter dem
unheimlichen Beſucher zuſchlag. Mit langſamen, ſchleppen-
den Schritten ſuchite er den verborgenſten Platz des Parkes
auf, ſetzte ſich dort auf eine Bank und ſtützte den Kopf auf
die Hand. Jn ſeinem Hirn wirbelte es wie unter der Ein
wirkung eines ſtarken Rauſches.

Was war das alles? Hatte er einen ſchweren Traum
gehabt? War dieſer Bürklin nur eine Erſcheinung wüſter
Wahngebilde? Oder war das, was er in den letzten
Minuten aller erlauſcht hatte, Wahrheit? Konnte es
möglich ſein, daß ſein Vater ein Verbrechen begangen hatte,
das ihn ſo in die Gewalt dieſes ſchuftigen Bürklin gab?
Und welche Tat konnte der Mann mit dem fröhlichen
Herzen und der in allen Lebenslagen peinlich ehrenhaften
Geſinnung wohl begangen haben? Und unter welchen
Umſtänden hatte er ſie begangen? Und welche Rolle
ſpielte er ſelber in dem Geheimnis welche Bewandtnis
hatte es mit ſeiner Geburt mit ſeiner Mutter?

(Fortſetzung folgt.)
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Halle, 7. Oktober.

Stadtverordnetenſitzung
tadtv. Vorſteher Hennig eröffnet die Sitzung und gibtpung Wien daß Stadtv. Schimpff (U. S. P.) ſein Man

Jat niedergelegt hat. Es wird ſodann davon Mitteilung ge
macht, daß der Magiſtrat dem Beſchluſſe der letzten Stadtver

ordnetenverſammlung betr. Aenderung des s 4 Abſ. 1 der Ge
ſchäftsordnung zugeſtimmt hat. Eine Eingabe mehrerer ſtädti-

er Vereine verlangt, daß die Kinos einer ſtrengen Zenſur
unterworfen werden; ſie wird dem Schulausſchuß überwieſen.

Eine von Anwohnern der Trothaer Straße eingebrachte Petition,
ſtädtiſches Land zu Bauzwecken freizugeben, wird dem Magiſtrat
zur Beratung übergeben

Bevor in die Tagesordnung eingetreten wird, gelangt ein
Antrag des Stadtv. Oſter burg und Genoſſen zur Verhand-u ver dahin lautet, daß bei Einziehung der Steuern der

Magiſtrat die größte Milde walten laſſen und Teilzahlungen ge
ſtatten möge. Hierzu bemerkt Stadtrat Wurm, daß für Lohn
empfänger in Fällen, wo die Steuern für zwei oder drei Viertel-
jahre zu zahlen ſeien, zwiſchen jeder Zahlung eine Friſt von
zwei bis drei Wochen vorgeſehen ſei. Stadtv. Heine
wünſcht, daß dieſe Maßnahme auch auf die Gehaltsempfänger
ausgedehnt würde. Der Antrag Oſterburg wird einmütig
angenommen.

Die Koſten für den Umbau des Grundſtücks Gr. Berlin 14,
in das das ſtädtiſche Arbeitsamt untergebracht wird, in Höhe
von 77 000 Mark werden bewilligt; die Mittel ſind dem Sub-

angzgelderfonds zu entnehmen. Ein Antrag der Ortsgrupper Kahebunbes der Kriegsbeſchädigten, Kriegshinterbliebenen

und en Kriegsteilnehmer um Bereitſtellung von Mitteln
J chaff fung von Heizmaterial wird dem Magiſtrat zur

üfung überwieſen, nachdem Stadtrat Dr. Tepelmanndarauf hingewieſen hat, daß Maßnahmen im Sinne des Antrags

bereits in die Wege geleitet ſind.
Nach überſchlägiger Berechnung des Arbeitsausſchuſſes der

Kriegsgefangenenheimkehr ſind für Erfriſchungen,
Verpflegung, Unterſtützungen der heimkehrenden Kriegsgefange-
nen ſowie für Bürokoſten, Löhnung von Bedienſteten, Druckſachen

und dergleichen insgeſamt etwa 90 000 M. erforderlich. Dieſen
Ausgaben ſtehen an Spenden uſw. nur rund 30 000 M. Ein
nahmen gegenüber, ſo daß etwa 60 000 M. ungedeckt ſind. Jn
der Erwartung weiterer Spenden bewilligt der Magiſtrat zur
Deckung des Fehlbetrages weitere Mittel bis zur Höhe von
0 000 M. aus dem Dispoſitionsfonds, zahlbar in Teilbeträgen
nach eintretendem Bedarf auf Verfügung des Vorſitzenden für
die Kriegsgefangenenheimkehr. Stadtv. Knauthe (U. S. P.)
rügt bei dieſer Gelegenheit die in der Bahnhofshalle angebrach-
ten Schilder „Grüß Gott daheim und die „Parteifahnen der
Deutſchnationalen partei“. Der Antrag wird ohne De
batte angenommen.

Der Beſchluß des Magiſtrats, die den Witwen gefallener
Kriegsteilnehmer bewilligten Zuſchüſſe vom 1. Oktober 1919

an auf 150 M. jährlich zu erhöhen, findet Zuſtimmung, ebenſo
der Antrag, das Grundſtück Leipziger Straße 2 an die Firma
Sprengel Rink bis zum 30. Juni 1926 gegen eine jährliche

Entſchädigung von 6500 M. weiter zu vermieten. Punkt 7 der
Tagesordnung „Errichtung von Wohnbaracken“ ſoll auf Antrag

des Dre Wußea unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit verhan
delt werden.

Ankauf amerikaniſcher Kohle.
In der letzten Zeit ſind von verſchiedenen Großfirmen An

gebote auf Lieferung amerikaniſcher Gaskohle einge
gangen. Das vorteilhafteſte darunter lautet auf 3234 Dollar
für 1 Tonne frei Hamburg. Bei dem heutigen Kursſtande des
amerikaniſchen Dollar von rd. 19 M. entſpricht dieſer Preis
einem Betrage von rd, 627 M. frei Hamburg. Die Fracht bis
Halle nach dem 1. Oktober wird betragen 27 M., ſo daß die Kohle
frei Gaswerk rd. 654 M. koſtet; es würde ſich alſo der Preis

für 1 Kubikmeter Gas auf rd. 1,58 M. ſtellen. Der Haushalts-
ausſchuß hat dieſer Angelegenheit gegenüber eine ablehnende
Stellung eingenommen.

S Stadtwv. Gelhaagr (U. S. P) wünſcht, daß der Magiſtrat
derartige Angebote für die Zukunft nicht prinzipiell abweiſen

Amgebung

möge, ſofern dieſe Kohle auf die Kontingentierung nicht ange
rechnet würde. Auf eine von Seiten der Unabhängigen geſtellte
Anfrage, wie weit der Bau der Waſſergasanlage gediehen
ſei, erwidert Stadtbaurat Lange, daß dieſe vorausſichtlich nicht
am 1. Dezember, wie urſprünglich geplant war, fertiggeſtellt
R würde, wohl aber beſtimmt bis zu Weihnachten. Die Ange

r wird ſchließlich dem Magiſtrert zur Kenntnisnahme
übergeben

Es liegt weiterhin ein Dringſichkeitsantrag des Stadtver
ordneten Kleeis (Soz.) vor, auf beſſere Milchverſorgung bezw.

Kommunalifierung der Milchverſorgung.
In der Begründung des Antrags führt Stadtv. Kleeis aus

Dem Sozialiſierungsausſchuß liegt reiches ſtatiſtiſches Material
vor aus dem hervorgeht, daß im Jahre 1912 in Halle täglich
40 000 Liter Milch verbraucht wurden; ein Viertel dieſer Milch
mußte von den Prüfungsſtellen beanſtandet werden. Während
des Krieges hat ſich nicht nur die Quantität, ſondern auch die
Qualität der Milch verringert. Rund 60 Progent der Milch, die
etzt nach Halle gelangt, kommt aus großen Betrieben, nur etwa
500 Liter aus kleineren Betrieben. In Halle gibt es r

64 Milchhändler, ein Drittel davon ſetzt täglich nur 5 bis iter
W Nur 42 ein Geſchäft. Der größte Teil von

ihnen treibt nebenbei noch Handel mit anderen Waren. Um eine
beſſere Milchverſorgung zu ermöglichen, gibt es drei Wege.
Erſtens die Errichtung eines Milchamtes, deſſen Aufgabe es iſt,

r überwachen. Zweitens die Erei

älung gelangt. Ein dritter Weg iſt Kommunaliſie-
ung der Milchverſorgung in dem Sinne, daß ein Milchwerkode beſſer eine Mi lchge n trake eingerichtet wird. von wo
aus die Milch durch die Stadt zur Verteilung gelangt. Jm
T e t wurde letzterer Weg empfohlen.

tadtv. Kürb s (U. S. P.): Falls die Kommunaliſierung
Milchverſorgung verwirklicht wird, würden uns von den Pro

ugenten zweifellos Schwierigkeiten gemacht werden, indem ſie
hre Lieferungen einſtellen. Das Verbuttern der Milch iſt ver
oten. Trotzdem tun das zahlreiche Produzenten und verkaufen
eſe Butter zu Wucherpreiſen. Wir müſſen daher alles ver
hen, die Milchverſorgung in eigene Regie zu übernehmen, um

mit die Milchzufuhr ſicher zu ſtellen. Vielleicht findet die
adt auch Mittel und Wege, um die ſtädtiſchen Güter zur

Milchproduktion auszunützen. Ferner muß dafür getra
en werden, daß die Angeſtellten der Molkereien höhere Gehälter
ziehen und daß in leitenden Stellen nur Fachmänner tätig
ind. Jch bitte Sie daher, den Antrag des Sozialiſierungsaus
huſſes auf Kommunaliſierung der Milchverſorgung anzuneh

n und den Magiſtrat zu erſuchen, ſich möglichſt bald mit der
eutzbarmachung der ſtädtiſchen Güter zur Milchproduktion zu

re Jn dieſem Sinne wird auch von der Verſammlung
v en.bevorſtehenden Anſtellung eines Be r

ſosialdemokratiſche Fraktion: Fü
8ur ufsberatersFür die Stelle kam

Selbſtverſorger ſich vervflichtet,

men nur Männer und Frauen in Frage, die pädagogiſch, pſycho
logiſch vorgebildet und mit den Halleſchen Verhältniſſen vertraut
ſind, die ſich in der Berufsberatung bereits betätigt und mit der
hieſigen Lehrerſchaft, mit der ſie arbeiten ſollen, engſte Fühlung
haben. Die Vorſchläge der durch den Halleſchen Kreislehrerrat
vertretenen Halleſchen Lehrerſchaft ſind in erſter Linie zu berück-
ſichtigen. Das Amt iſt ſo zu dotieren, daß hieſige Rektoren,
Lehrer und Lehrerinnen es übernehmen könnten, ohne eine
Minderung ihres Einkommens erleiden. Vom Schulausſchuß
wird für dieſen Poſten Lehrer Herbſt empfohlen.

Oberbürgermeiſter Dr. Rive weiſt die Verſammlung
darauf hin, daß es bislang nicht Brauch war, bei gleichen Vor
lagen, daß die perſonelle Seite der Beſetzung durch Beſchlußder Verſammlung oder des Schulausſchuſſes geregelt wurde,
und empfiehlt, in eine Beſprechung dieſer grundſätzlichen Frage
einzutreten. Stadtv. Hoe (Dem.) bemerkt, daß ſeines
Wiſſens die perſönliche Angelegenheit wohl beſprochen, aber nicht
beſchloſſen worden iſt. Der Berichterſtatter des Schulaus-
ſchuſſes widerſpricht dem. Es wird antragsgemäß beſchloſſen;
der perſonelle Zuſatz fällt fort. (Schluß»folgt.)

e

Beamtenſtreik der Halle-Hettſtedter Eiſenbahn
Die von uns Montag früh gebrachte Notiz über den Be

amtenſtreik auf der HalleHettſtedter Eiſenbahn entſpricht, wie
uns von beteiligter Seite berichtet wird, nicht in allen Punkten
den Tatſachen. Um Mißverſtändniſſe von vornehrein auszu
ſchließen, möchten wir bemerken, daß die Notiz keine Redaktions
arbeit war, ſondern uns am Sonntag nachmittag telephoniſch
von einem Angehörigen der Bahn zugeſprochen wurde. Nach der
Uebermittlung der Notiz teilte der Berichterſtatter noch ergängend
mit: Die Firma Lengz K Co. beſitzt in Deutſchland etwa 40 Klein
bahnen, deren Hauptverwaltung ſich in Berlin befindet. Jn die-
ſer Hauptverwaltung ſei ein Konflikt zwiſchen der dortigen Be
amtenſchaft und der Zentralleitung ausgebrochen, und um die
Forderung jener Beamten zu unterftützen, ſeien die Beamten
aller 40 Kleinbahnen in ganz Deutſchland in einen Sympathie
ſtreik getreten. Der Berichterſtatter teilte uns auf Anfrage noch
mit, daß die uns zugeſprochene Notiz in derſelben Faſſung, wie
wir ſie erhielten, ſämtlichen Blättern in Halle zugehen ſolle.

Ueber dieſen Beamtenſtreik erhalten wir nun folgende Mit
teilungen: Die Beamtenſchaft des geſamten Konzerns Lenz Co.
erhielt vor dem Abſchluß des Tarifvertrages eine Teuerungszu-
lage. Nach dem Zuſtandekommen des Tarifs wollten nun einige
Kleinbahnen dieſe Teuerungszulage in der alten Höhe nicht mehr
weiterzahlen, zu denen auch die Halle-Hettſtedter Bahn gehört.
Um nun dieſe Teuerungszulage in der alten Höhe neben dem
tariflichen Gehalt zu ſichern, ſeien ſämtliche Beamten der
40 Hleinbahnen, auch ſolche, denen die volle Teuerungszulage
bereits bezahlt wird, in den Streik getreten, da es in dem Tarif
vertrage ausdrücklich heißt, daß vorher beſtandene Vergünſtigun-
gen neben dem tariflichen Gehalt weiterbeſtehen ſollten. Da die
Halle-Hettſtedter Beamten dieſe Teuerungszulage nicht erhalten,
können ſie auch in keinen Sympathieſtreik getreten ſein, ſondern
in einen ſie unmittelbar ſelbſt berührenden Lohnſtreik. Umge-
kehrt ſind diejenigen Bahnen, denen die Teuerungszulage weiter
gezahlt worden iſt, für HalleHettſtedt in einen Shmpathieſtreik
getreten. Jn der MontagNotig entſpricht auch die Angabe nicht
den Tatſachen, daß die hieſige Direktion der Halle-Hettſtedter
Bahn die Gehaltsforderungen der hieſigen Beamtenſchaft nicht
gekannt hätte. Richtig iſt vielmehr, daß die Direktion ſeit etwa
vier Monaten über die Forderungen ihrer Beamtenſchaft genau
unterrichtet war. Dieſe Beamtenſchaft glaubte um ſo mehr bei
ihren Forderungen im Recht zu feim, als auch den hieſigen
Bahnarbeitern ſämtliche Forderungen bewilligt wurden, und die
Perſonen und Güterpreiſe mehrfach zu dem ausgeſprochenen
Zweck erhöht worden waren, um den Gehaltsanſprüchen der Be
amtenſchaft gerecht zu werden.

Durch die HalleHettſtedter Kleinbahn wird das hieſige Gas
und Elektrizitätswerk mit Kohlen verſorgt. Wenn der Beamten
ſtreik längere Zeit andauern ſollte und durch ihn auch die Be
amtenſchaft der Staatsbahnen in Mitledenſchaft gegogen werden
follte, würden die Gefahren für die ſtädtiſche Verſorgung mit
Gas und Elektrizität nicht abzuſehen ſein. Jm Intereſſe der
Allgemeinheit darf man wohl der Erwartung Ausdruck geben,
daß ein Modus gefunden werde, welcher die alsbaldige Rückkehr
zur Arbeit in die Wege leitet.

A-

Hausſchlachkungen
Auf Grund der Verordnung über die Regekung des Fleiſch

verbrauchs vom 2. Oktober 1917 (R. G. BI. S. 881), der Aus
führungsanweiſung vom 15. Oktober 1917 und der Verordnung
vom 20. Sept. 1918 (R. G. Bl. S. 1117) wird für den Stadtkreis
Halle folgendes beſtimmt:

ß 1. Zur Hausſchlachtung von Rindern, Kälbern, Schweinen
urd Schafen iſt die Genehmigung des Magiſtrats erforderlich.
Vorausſetzung der Genehmigung zur Hausſchlachtung von Rin
dern, Schafen und Schweinen iſt, daß der Selbſtverſorger das
Tier mindeſtens drei Monate in ſeiner Wirtſchaft gehalten hat.
Eine Veräußerung von Schweinen mit einem Lebendgewicht von
mehr als 25 Kilogramm zu Zwecken der Selbſtverſorgung iſt nur
mit Genehmigung des Magiſtrats zuläſſig.

zur Hausſchlachtungs 2. Bei Einholung der Genehmigunn
iſt das ungefähre Le ndgewicht des Schlachttieres und die Zalh
der Wirtſchaftsa rigen des Haushalts, für den geſchlachtet
wird, oder der zu beköſtigenden Perſonen, ſowie der Zeitpunkt,
bis zu dem der Selbſtverſorger aus früheren Hausſchlachtungen
noch mit Fleiſch verſorgt iſt, Gleichzeitig iſt in dem
Antrage anzugehen, in welcher Zeit der Selbſtverſorger die Vor
räte verwenden will und ob und wieviel Fleiſchkarten er noch
weiter zum Bezuge von Friſchfleiſch wöchentlich belaſſen haben

S 3. Bei der Anrechnung des aus Hausſ chtungen vone n w. fur hen e aeine jenko n i ian 6 Jahren die Hälfte gugrande gelegen für wo
S 4. Fleiſch zur Selbſtverſorgu aus Hdie zwiſchen dem 1. Oktober und z See erfolgen, höchſtens

für die Dauer eines Jahres, aus ſpäteren Hausſchlachtungen
e r e Zeit bis zum Schluſſe des Kalenderjahres de

Die Genehmigung wird nicht erteilt, wenn infolge der Haus

n

ne e me ü i oder eiVerderb der Vorräte zu befürchten ten iſt wo e
Die Genehmigung kann e r werden, wenn der

ie überſchießende Men entweder gegen Entgelt an den Magiſtrat oder an eine von dieſem

Stelle, HePw mit r a an dritteerſonen gegen Beibringung auf die ü ießende Meentfallenden vollen Fleiſchmarken abzugeben. ver
Fleiſch und Fleiſchwaren, die aus Hausſchlochtungen gewon

nen und dem Selbſtverſorger zur Selbſtverſorgung überlaſſen
ſind, dürfen gegen Entgelt nur an den Magiſtrat oder mit deſſen
Genehmigune abgegeben werden. Das Fleiſch aus unerlaubten
Hausſchlachtungen zieht der Magiſtrat ohne Entgelt ein.

F 5. Die Schlachtung darf nur erfolgen, wenn dem Schlach
ter vor der Schlachtung die ſchriftliche Genehmigung des Magi
ſtrats vorgelegt worden iſt.

S 6. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Bekannt-
machung in Kraft, gleichzeitig treten alle früheren entgegen

lliſcher Bürgerverein. Die nächſte Ausſchußſihungfindet a t en 8. Oktober, abends um u
„Schultheiß“, Poſtſtraße 5, ſtatt. Die r umfaß
neben Berichten über „die letzten Stadtverordneten erſamm
iungen“ und über „Eingemeindungspläne' einen Vor
trag des StadttheaterJntendanten, Dir. Sachſe, über „Neue
Bahnen im Betriebe der ſtädtiſchen
Der Vortrag dürfte in der gegenwärtigen Zeit, nachdem das
Theater von der Stadt in eigene Regie übernommen iſt, gang
beſonderes Intereſſe beanſpruchen Auch die Gegner von Dir.
Sachſe können zum kommen. Gäſte ſind willkommen.

Zugunſten der Jugendhilfe „Offene Tür“ fand am Sonntag wer im „Thaliaſaale“ eine vielſeitige Veranſtaltung
ſtatt, die ſich regen Beſuchs erfreute und in allen ihren Teilen
wormen Beifall verdiente und fand. Jm Auftrage der Jugend-
hilfe begrüßte eingangs Geheimrat Feine die Gäſte des Nach-
mittags und ſprach in warmherzigen, weckenden Worten aus,
was die Jugendhilfe anſtrebt, und weſſen ſie zu fruchtbringendem
Wirken bedarf. Dann begannen die künſtleriſchen Dar
bietungen mit einem Vorſprüch, den Käthe Weber eindruchs
voll vortrug, und dem erſten Teile des von Frl. Sliſabeth

oſt ler verfaßten „Heimatſpiels“ (An der Saale hellem
trande), der Käthe Weber, W. Jonas und ganz beſonders

Lotte Martha Hentſchel Gelegenheit bot, vortrefflich ge
lungene Geſtalten auf die Bühne zu ſtellen. Hierauf ſang
Tilde Hochbaum zwei Lieder (Kauns „Daheim“ und „Jch
ging mit Luſt“ von Mahler). Die ſympathiſche junge Künſtlerin
entzückt durch ihr liebliches Organ, einen zarten hohen Sopran,
der beſonders in den Pianograden ungemein feine klangliche
Wirkungen hergibt und viel geſangliches Können hören läßt.Die Geſänge fanden gleichfalts ſtarken Beifall. Jm Mittel
punkte des Abends ſtand die vielgefeierte Perſon des Grafen
Luckner, der ſich wieder in aufopferndſter Weiſe in den
Dienſt der Sache ſtellte, freudig begrüßt wurde und viel Feſſeln
des aus ſeiner engliſchen Gefangenſchaft auf den Fidſchi-Jnſeln
erzählte. Der dritte Teil der a brachte die vier
letzten Bilder des „Heimatſpiels“ (zu dem BVilde „Jn Roſen
hatte Paul Klanert eigens Eliſabeth Poſtlers Verſe allerliebft
in Muſik gebracht) und zwiſchendurch noch zwei Prahmslieder
Tilde Hochbaums. Der an fich gelungene Nachmittag hätte
noch gewonnen, wenn die Pauſen zwiſchen den einzelnen Dar-
bietungen ſich hätten kürzer bemeſſen laſſen. S

Bruno Heydrichs Konſervatorium für Muſik und Theater.
Die Jahres-Klaſſenprüfungen zum Abſchluß des 20. Schuljahres
werden am Diestag, Mittwoch und evtl. noch am Donnerstag ab
gehalten. Beginn Nachmittags um 3 Uhr. Zum Vortrag kom
men Schüler aller Klaſſen und Fächer. Zugleich ſollen durch die
Prüfungen die Lehrerfolge dargetan werden. Die Eltern der zu
Prüfenden haben Zutritt, auch beſondere Jntereſſenten können
gegen vorherige Anmeldung zugelaſſen werden. Der 8. öffent-
liche PrüfungsVortragabend iſt für Dienstag, dem 11. d. M. ge
plant. Am 17. folgt dann die Jahresſchlußfeier. Näheres über
den Vortragsabend, Ferien und inn des neuen Schuljahres
erfolgt durch Anzeige.

Obſtausſtellung. Der „Erſte Schreberverein Halle-Süd“
altete am Sonntag in ſeinem Vereinshauſe am Beeſener

eine Ausſtellung von Erzeugniſſen ſeiner Gärten, die ſehr
ich beſchickt war und ein ſchönes Zeugnis von den ſchönen

gartenbaulichen Erfolgen ſeiner Mitglieder ablegte. Pracht
exemplare von Früchten, die man in dieſer Zeit ſehr ſelten zu
ſehen bekommt, erfreuten die zahlreichen Beſucher der Aus
ſtellung. Die Veranſtaltung wird ein Anſporn zu weiterem
Vorwärtsſtreben der jetzt im zwölften Jahre beſtehenden Garten
kolonie ſein.

Drei feſtgenommene Diebe, die ihren auswärtigen Be
förderern an der Hauptpoſt entſprangen, wurden mit Hilfe hie
W nach Ueberwindung heftigen Widerſtandes
wi feſtgenommen.

Heitbilber der H. Z. Folgende Bilder hängen in unſerer
Geſhäftsſtelle aus: Die große Feſthalle in Frankfurt a. M., in
welcher die internatinale Einfuhrmeſſe eröffnet wurde. Zu den
Friedensverhandlungen mit Bulgarien: Mitglieder der bulza-
riſchen Delegation verlaſſen den Quai d'Orsay nach Uebergabe
des F Der Reichspräſident Ebert bei den heimgekehrten Kriegegefangenen im Durchgangslager von Göttingen.

Provinz Sachſer
Klein- Thüringen

Altenburg, 6. Oktober.
Man ſchreibt::
Die ſofort nach Ausbruch der Revolution in Angriff genom

mene Vereinigung Thüringens zu einem einzigen Staatsweſen
iſt jns Stocken geraten, weil die Frage des Anſchluſſes an Preu
ßen, ferner die Frage der Einbegiehung preufßiſcher Gebietsteile
in den neu zu bildenden Staat und ſchließlich die Neigung von
Teilen Thüringens für einen Anſchluß an Bayern ſich hindernd
geltend machten. Die Altenburgiſche Statsregierung, eine der
lebhafteſten Förderinnen des Vereinigungsgedankens, ſieht ſich
daher gezwungen, in einer Vorlage an die Landesverſammlung
zuzugeſtehen, daß durch die Entwicklung der Verhältniſſe die
Uebernahme preußiſcher Gebietsteile und der Eintritt Koburgs
und auch Meiningens in allernächſter Zeit zweifelhaft erſcheinen.
Die Regierung hat deshalb einen Nachtrag zu dem Geſetz über
den Zuſammenſchluß der thüringiſchen Staaten bei der Landes
verſammlung eingebracht, der einen ſofortigen Zuſammenſchluß
von SachſenWeimar-Eiſenach, Sachſen Altenburg, Sachſen
Gotha, SchwarzburgRudolſtadt, SchwarzburgSondershauſen
und Reuß ermöglicht und den ſpäteren Anſchluß von Sachſen-
Meiningen und SachſenKoburg offen halten ſoll.

2

Ein netter „Oberſchulrat“ in Gotha
Gotha, 6. Oktober.

Jn Gotha hat die unabhängig-kommuniſtiſche „Landesregie-
rung einen ehemaligen Volksſchullehrer zum Leiter des ge
ſamten Schulweſens gemacht, dem in der Gothaer Preſſe vorge-
worfen wird, daß er ſich an einem 18jährigen ſchwachſinnigen
Mädchen vergangen hat, daß er mehrere uneheliche Kinder hat
und einſt bei Nacht in einem Pfarrhof eingeſtiegen iſt. Um
dieſen Mann loszuwerden und die Zurücknahme des von ihm
erlaſſenen Religionserlaſſes durchzuſetzen, iſt das ganze Land
in den Schulſtreik getreten. Durch dieſes Mittel will man auch
die Wiedereinſetzung der ohne jeden Rechtsgrund abgeſetzten be-
währten Schulinſpektoren durchſetzen. Wie lange will das
Reich die „Volksbeauftragten für den Stadt Gotha noch das
unglückſelige Land knuten laſſen

2

Leipzig, 6. Okt. Verworfene Reviſion) Der
Kaſſendiener Wittmer hatte am 30. Dezember 1918 den
Sparkaſſenrendanten Riemenſperger in Waldorf ermordet, um
die Kaſſe zu rauben. Er wurde deshalb vom Schwurgerichi
in Heidelberg zum Tode verurteilt. Seine gegen das Urteil ein-

ſtehenden Beſtimmungen außer Kraft
Halle, den 3. Oktober 1919. Der Maaißrat.

gelegte Berufung hat das Reichsgericht verworfen.
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„HF Sporkbertchte
Gründung einer Hochſchule

für Leibesübungen
Das Generakfekrekariat des Deutſchen Reichsausſchuſſes

gibt ſoeben einen unverbindlichen Entwurf über die Gründung
einer freien Hochſchule für Leibesübungen im Anſchluß an
das Berliner Stadion bekannt. Aufgabe der Hochſchule ſoll die
Heranbildung wiſſenſchaftlich geſchulter Lehrkräfte für Leibes
übungen und die wiſſenſchaftliche Erforſchung aller auf die
r'3 Praxis und Geſchichte der Leibesübungen vezuglichen

ein.
Das Recht zur Abhaltung einer Lehrprüfung ſoll nach be-

endetem Ausbau der Hochſchule angeſtrebt werden, dergeſtalt,
daß die Ableiſtung dieſer Prüfung zur Erteilung des Schul-
turnunterrichts in allen Anſtalten berechtigt und darüber hin
aus eine Hochſchulbildung auf dem Gebiete der Leibesübungen
abſchließt.

Die Hochſchule ſoll für Turnlehrer Fortbildungs- und
Wiederholungskurſe bieten und Turnaufſichtsbeamte, Vor-
ſteher von Jugendämtern, ſtädtiſche Spielplatzleiter, Vereins-
turn und Sportlehrer, ſowie Sporttrainer ausbilden. Bis zum
Kriege waren wir gezwungen, in Sportzweigen, wie Leicht-
athletik, Fußball, Rudern, Lawn-Tennis uſw., Lehrer aus dem
Auslande herbeizuholen. Es kann kein Zweifel darüber be
ſtehen, daß auf Grund des wenn auch vereinzelt vertretenen
Sportwiſſens Deutſchland heute ſchon in der Lage iſt, eigene
Lehrer heranzubilden, die in ihrer Lehrbefähigung den aus
ländiſchen Wettbewerbern den Rang ablaufen werden.
Dieſes vereinzelte Wiſſen muß nur in einer Lehranſtalt ge
ſammelt und in weitere Kreiſe verbreitet werden; infolgedeſſen
iſt für viele Sportzweige eine Lehrſtätte zur Heranbildung von
Sportfachlehrern ein dringendes Gebot der Stunde.

Die Hochſchule iſt als eine freie gedacht, d. h. ſie ſoll von der
behördlich unabhängigen Körberſchaft, dem Deutſchen Reichoaus-
ſchuß für Leibesübungen, gegründet und geleitet werden. Die
deutſchen Verbände für Turnen, Spiel und Sport ſollen die
Patronate für ihr jeweiliges Gebiet übernehmen.

Die Hochſchule wird ſich aus kleinen Anfängen heraus ent-
wickeln müſſen. Es iſt bei ihrer Gründung daran gedacht, zunächſt
einmal das dringendſte Bedürfnis für ſchnelle Heranbildung von
Lehrkräften durch 2 Vierteljahrs-Lehrgänge vom 1. April 1920
ab zu erfüllen und dann, wenn möglich, mit einem Jahres-
ſtudium eine wirklich ausreichende Ausbildung zu verſuchen. Für
den Anfang ſollen folgende Lehrſtühle beſetzt werden: 1. Uebungs
lehre, a) turn- und ſporttechniſche Forſchung. Mechanik, Statik,
d) Methodik der körperlichen Erziehung, 2. Geſundheitslehre,
a) allgemeine Anatomie, Jugend und Alterserſcheinuugen,
Geſchlechtsverſchiedenheiten, b) die Herzfunktion, c) Turn und
Sportverletzungen und erſte Hilfe, d) SportDiät und Hygiene,
3. Organiſation von Verein und Verband, 4. Geſchichte, Ver
bweitung, Stctiſtik.

An Einrichtungen ſteht das Stadion anit Fechtſaal und Hör
ſälen zur Verfügung. Für Ruder- und Eislaufſport bietet Berlin
beſte Gelegenheit. Der Schneeſport könnte in einem der Mittel
gebirge gepflegt werden. Für die Winterausbildung iſt die

einer größeren Turn und Sportanlage im Jnnern der
Stadt notwendig.
Die Koſten der notwendigen Einrichtung, ſowie der Honv

da der Lehrer ſind auf etwa 50 000 Mk. für das erſte Jahr

Möglichſt billige Wohnungen, Maſſage und Verpflegung inder Nähe des Stadions müßte für alle diejenigen Slubenten

vbeſchafft werden, die nicht in d Stadt zu wohnen beabſichtigen.

Das RMeiſterſchaftsTennisTurnier der deutſchen Tennis-
Lehrer wurde auf den Grunewaldplätzen des LawnTennis
Turnierklubs beendet. Die Eingel Meiſterſchaft von Deutſchland
gewann NachjuchBerlin, der ſämtliche Gegner ſchlug, und im
Entſcheidungskampf Hannemann verhältnismäßig leicht 6:4,6:4
abfertigte. Hannemann wurde aber nur Drikter, da er wider
Erwarten gegen Becker Wiesbaden 6:3, 6:1 erlag. Die Doppel-
meiſterſchaft gewannen HannemannNachjuch-Berlin, das Spiel
der Lizenzanwärter Lenski- Berlin gegen den einbeinigen
Kölner Duchateau.

ha. Die Winterſportwoche der deutſchen Kampfſpiele iſt für
Dienstag, den 1. Februar, bis Sonntag, den 6. Februar 1921 n
GarmiſchPartenkirchen in Ausſicht genommen. Wettkämpfe im
Schnell und Eislaufen, ſowie im Stockball-Spiel werden ſtatt
finden. Der Deutſche Skiverband hat ſeine Haupt
verbandsläufe des Winters 1920/21 als Vorprobe der Deutſchen
Olympia nach dem Oberharz gelegt.

Abdruck der mit einem verſehenen Original Artikel und Hriginal Meldungen des
volfswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Aktiengeſellſchaften
AktienFeiken Fabrik Sangerhanſen. Jn dem am 30. Juni

cr. abgelaufenen Geſchäftsjahr betrug der Fabrikationsgewinn
237 007 Mark (i. V. 159 544 Mk.), Unkoſten beziffern ſich auf
137 066 Mk. (94 532 Mk.). Nach Abſchreibungen von 16 111 Mk.
(16 186 Mk.) ergibt ſich ein Reingewinn von 45905 Mk.
(24818 Mk.), woraus u. a. eine Dividende von 10 Proz.
(8 Prog.) und ein Bonus von 5 Proz. zur Verteilung gelang
ten. Laut Bilanz betragen die Außenſtände 51 735 Mk. (17 864).

Schloß Aktien Brauerei „Magdeburgr“ in Neuhaldensleben.
Für das Geſchäftsjahr 1918/19 werden wieder 46 Prozent
Dividende in Vorſchlag gebracht.

Nordhauſen Wernigeroder Eiſenbahngeſellſchaft (Harz-
quer und Brockenbahn). Jm Geſchäftsjahr 1918/19 ſind die Ein
nahmen aus dem Perſonenverkehr von 499 850 auf 725 371 Mk.,
die aus dem Güterverkehr von 251 611 auf 335 937 Mk. geſtiegen.
Jnsgeſamt wurden 1 122 999 (i. V. 793 353) Mk. vereinnahmt,
denen Betriebsausgaben von 868 635 (643 801) Mk. gegenüber
ſtehen. Nach Abführung von 56 598 (54 708) Mk. an den Er-
neuerungsfonds und Rückſtellung von 153 060 Mk. (wie i. V.) für
Deilſchuldverſchreibungszinſen, die hätten gezahlt werden müſſen,
verbleibt ein Reingewinn von 42 258 (i. V. Verluſt 98 167
Mk., um den ſich der Verluſtvortrag von 299 688 Mk. auf 257 481
Mk. ermäßigt.

Polyphonwerke A.G. in Wahren b. Leipzig. Das Unter
nehmen iſt bis an die Grenze der Leiſtungsfähigkeit beſchäftigt.
Die Umſtellung auf Friedenstätigkeit iſt ſeit längerer Zeit erfolgt.
Aufträge ſind reichlich vorhanden. Man hofft, auch genügend
Rohmaterialien und Kohlen hereinzu bekommen. Die Deutſche
GrammophonA.G., an der das Unternehmen beteiligt iſt, hat
ebenfalls flott zu tun. Man hofft auf einen befriedigenden Ab

ß.
Leipziger Werkzeugmaſchinenfabrik vorm. W. von Pittler

Aktiengeſellſchaft in Wahren bei Leipzig. Jn dem Proſvekt über
die zum Berliner Börſenhandel zugelaſſenen 300 000 Mk. neuen
Aktien wird u. a. mitgeteilt, daß das Unternehmen, das ſich auch
während des Krieges ausſchließlich mit Werkzeugmaſchinenbau
(Kevolvermaſchinen) befaßte, zurzeit ungefähr 1200 Arbeiter und

beſchäftigt. Bei der Geſellſchaft liegt zurzeit ein reich
licher Auftragsbeſtand vor. Infolge der unklaren politiſchen und
wirtſchaftli laſſe ſich indeß etwas Beſtimmtes über dieufende Geſchäftejahr wicht ſagen. (Für
1918 wurde 25 Prozent Dividende auf 3. Millionen Mark Kapi
kal berärilt

Zuckerfabrik Kruſchwitz. Der Jahresbericht hebt hervor, daß
die Durchſchnittsernte 106 Zentner pro Morgen betrug und
der Zuckergehalt der Rüben im allgemeinen recht gut war. Ver-
arbeitet wurden während 45 Arbeitstagen 1 020 967 (i. V. in
35 Avbeitstagen 1 135 300) Zentner mit einem Durchſchnitls
zuckergehalt von 17,2 Proz. (16,96 Proz.). Der Reingewinn
ſtellte ſich auf 1062 780 M. (1 081 641 M.). Es gelangt eine
Dividende von wieder 20 Proz. zur Verteilung, die diesmal in
polniſcher Mark ausgezahlt wird. Der Umrechnungspreis der
polniſchen Mark beträgt 70 Reichsmark für 100 polniſche Mark.
Der diesjährige Rübenbau ſei dem Vorjahr ungefähr gleich
geblieben. Der Stand der Rüben laſſe eine Mittelernte er
warten.

Kaligewerkſchaft Hildasglück in Volpriehaufen. Jn der Ge
werkenverſammlung dieſes Kalibergwerkes, deſſen Kuxcnmehr-
heit (775) Stück) ſich im Beſitze der Bergbau A.G. Juſtus be
findt, wurde der Grubenvorſtand zur Einziehung von Beiträgen
in Höhe von 2 Mill. Mk. ermächtigt mit der Maßgabe, daß von
der Erhebung Abſtand genommen werden ſoll, wenn die Ge-
werken den gleichen Betrag der Gewerkſchaft zur Verfügung
ſtellen. Jn diſem Falle würden ſie ö prog., zum N rück
zahlbare Schuldverſchreibungen für ihre Zahlungen erhalten.
Bis zur völligen Fertigſtellung des Werkes dürften etwa 12
Jahr vergehen und hierzu 4 Mill. Mk. erforderlich ſein. Die
Bergbau Akt- Geſellſchaft Juſtus hat der Gewerkſchaft durch Aus
gabe von 4 Mill. Mk. erforderlich ſein. Die Bergbau Aktien-
Geſellſchaft Juſtus hat der Gewerkſchaft durch Ausgabe von
4 Mill. M. Schuldverſchreibungen die Mittel zum Ausbau in der
Hauptſache geſichert.

Induſtrie, Handel, Hanclwerk
Die Umſatzſteuer. Ueber die Umſatzſteuer iſt ein Kom

promiß zwiſchen den drei Regierungsparteien zuſtande ge-
kommen. Der Satz der Umſatzſteuer iſt mit 126 Prozent für
jeden Umſatz bis zur letzten Hand feſtgelegt worden.

Einfuhr von engliſcher Wolle. (Drahtnachricht.) Aus
England kommt die Nachricht, daß das Kriegsamt die Abſicht
habe, die Ausfuhr von Wolle nach Deutſchland zu geſtatten. Die
Wolle ſtammt aus den engliſchen Kolonien und iſt Eigentum der
engliſchen Regierung.

Zurück zur Akkordarbeit. Am 30. September iſt in der
Eiſen und Metallinduſtrie von Düſſeldorf und Umgegend ein
Tarifvertrag abgeſchloſſen worden, nach dem die Akkordarbeit
wieder eingeführt wird. Der Tarifvertrag iſt inſofern von
großer Wichtigkeit, weil nicht allein unſer zerrüttetes Wirt-
ſchaftsleben eine Beſſerung der Produktion erſordert und weil
der Handel wieder lebensfähig werden muß. ſondern vor allem
für ein großes und wichtiges Gebiet, die Lohn- und Arbeitsver-
hältniſſe tarifmäßig geregelt worden. Durch den Vertrag
haben ſich insgeſammt 50 000 Arbeiter bereiterklärt, in Akkord zu
arbeiten.

Beabſſchtigte Kohlenförderung des Kreiſes Bernburg. Der
Kreis Bernburg erwarb vom anhaltiſchen Staate die Mutungs-
rechte auf einige bedeutende Braunkohlenfelder, um zwecks
Steuerung der Kohlennot ſelbſt Kohlen für die öffentlichen An
ſtalten und Kreis eingeſeſſenen zu fördern.

Zur Steigerung der Kohlenproduktion begabſichtigen die
großen gemiſchten Werke Gelſenkirchen, Phoenix und
Deutſch-Luxemburg den Bau neuer und die Erweite
rung beſtehender Arbeiterkolonien. Es wird beabſichtigt, die
en hen Mittel durch Ausgabe von Obligationen zu be

fffen.
Die bevorſtehenden Eiſen und Stahlpreiserhöhungen. Der

Antrag des deutſchen Stahlbundes in der am Mittwoch in Eſſen
ſtattfindenden Verſammlung mit der Regierung ſieht eine Preis
erhöhung um je 300 M. pro Tonne vor.

Deutſcher Zementbund. Jn der Verteilungsſizung des
Deutſchen Zementbundes ſind die Geſamtforderungen für Okto-
ber auf rund 1010 000 Tonnen feſtgeſetzt worden. Die voraus-
ſichtliche Produktion wurde entſprechend dem Kohlenkontingent
mit rund 100 000 Tonnen (wie im Vormonat) angenommen. Ein
Antrag des Vertreters des Wohlfahrtsminifteriums, den Ver
brauchgebieten der Dringlichkeitsklaffe J diesmal die ganze Pro
duktion zuzuteilen, damit die laufenden dringenden Bauten, ins
beſondere Wohnungsbauten, vor dem Winter auch beendet wer-
den könnten, und die geſamte Dringlichkeitsklaſſe II unbeliefert
zu laſſen, wurde nicht angenommen. Dagegen wurde beſtimmt,
daß Klaſſe I mit 70 Prozent, Klaſſe II mit 30 Prozent der vor
handenen Zementmenge beliefert werden ſoll.

Der deutſche Silberrichtpreis, der im Auftrage der Reichs
vegierung allwöchenklich von der Deutſchen Gold und Silber-
ſcheideanſtalt feſtgeſetzt wird, mußte wieder um 54 Mk. herauf
geſetzt werden, ſo daß er jetzt 9955 Mk. prg Kilogwamm Silber
Fein beträgt. Dieſes Angiehen hängt mit der neuverlichen Ver
ſchlechterung der deutſchen Währung zuſammen, da der Londoner
Silbermarkt ſeit Sonnabend eine ſchwächere Tendenz zeigt.

Ungeſunde Bauvereinsgründungen. Jn neuerer Zeit iſt die
Beobachtung gemacht worden, daß Bauvereinigungen errichtet
wurden, bei deren Gründung anſcheinend perſönliche Intereſſen
eingelner Perſonen im Vordergrunde ſtehen. Jn einem Erlaß
hat das Miniſterium für Volkswohlfahrt deshalb darauf hin
gewieſen, daß die Errichtung ſolcher Vereinigungen nur dann
ſtgatlich gefördert werden dürfe, wenn bei ihrer Gründung ledig
lich Geſichtspunkte des Allgemeininteveſſes ausſchlaggebend ſind.

Verſchiedene Mitteilungen
Der Verlauf des Hageljahres 1919. Die Hagelverſicherungs

geſellſchaften haben in dieſem Jahre mehr oder minder hohe
Nachſchüſſe auf die Vorprämie einziehen müſſen. Nunmehr er-
ſtattet die Norddeutſche Hagelverſicherungsgeſellſchaft a. G. in
Berlin einen vorläufigen Bericht für das Betriebsjahr 19 9,
in welchem ausgeführt wird, daß die Verſicherungsfumme be
trächtlich gewachſen iſt, obwohl die vielfachen Neuerwerbungen
den infolge des unglücklichen Kriegsausganges zu beklagenden
Ausfall an allen Verſicherungen nicht mit einem Male auf-
wiegen konnten. Es wurden abgeſchloſſen 222 474 Verſicherungs-
ſcheine mit 1 763 846 617 M. Verſicherungsſumme und 12 068 013
Mark Nettovorprämie oder 4580 Verſicherungsſcheine weniger,
aber 114504 204 M. Verſicherungsſumme und 764 560 M. Netto-
vorprämie mehr als im vergangenen Jahre. Jn der Haupt-
ſache iſt der Zuwachs darauf zurückzuführen, die deklarierten
Werte den Fruchtpreiſen angemeſſen noch höhere waren als 1913.
Die Geſellſchaft blieb von Frühſchäden faſt gang verſchont. Auch
die ſpäteren Schäden waren bis in den Auguſt hinein nicht be-
drohlich. Dagegen ſtellten im Auguſt zahlreiche und vielfach
ſchwere Hagelwetter, die bis weit in den September hinein
reichten, beträchtliche Anforderungen. Am ſtärkſten betroffen
wurden Oſtpreußen, Schleſien (beſonders Oberſchleſien), Poſen
und Württemberg. Aber auch in Weſtpreußen, Bahern und
Baden kamen teilweiſe ſchwere Schäden vor. Gemeldet wurden
15 960 (i. V. 17260) Schäden mit 45 676 460 M. Anmelde-
ſumme (i. V. 40 827 800 M.). Das find zwar nur 4848 660 M.
Schadenerſatzanſpruch mehr als 1918, die diesjährigen Schäden
haben ſich aber verhältnismäßig hoch reguliert, denn es ſind
13 710 300 M. (i. V. 10 Millionen Mark) Entſ-chädigungen ge
zahlt worden. Daneben kommt aber noch 1 Million Mark Kurs-
verluſt auf Staatspapiere in Betracht. Jnsgeſamt iſt ein Fehl
betrag von 6 000 000 M. zu decken, und da die Prämieneinnahme

50 Prog. der Nettoprämie ausgeſchrieben werden.
Die angebliche Zerſplitterung des Meßweſens. Die Stellung-

nahme des Handelsminiſteriums zur der Eingabe der Zentral-
ſtelle für die Jntereſſen der Leipziger Muſtermeſſe, betreffend

l

Maßnahmen gegen die Zerſplitterung des Meßweſens, ergibtch aus den nachſtehenden Bemerkungen, mit denen

nur rund 12 Millionen Mark beträgt, muß ein Nachſchuß von

gabe dem RNegierungspräſidenten in Breslau
iſt: „Aus Jhrem Verichte le1 ahe

Leonommen, daß die in Leipzig bezüglich der Leipziger Meſſe ge.
hegten Beſorgniſſe bisher e entbehren. In Ueber,
einſtimmung mit Jhren A

Leipgiger Veranſtal nebeneinander

geſchilderte erfreuliche Entwicklung der Breslauer Meſſe be
üße, und ſo gern ich bereit bin, das dortige Unternehmen u

ernerhin nach Möglichkeit zu fördern, ſo muß ich anderſeits
bei der hohen allgemein- deutſchen Bedeutung der vom Reich
mit namhafben Beträgen unterſtützten Leipziger Meſſe Wert
darauf legen, daß von der Breslauer Meßleitung auch in Zu
kunft alles unterlaſſen wird, was geeignet wäre, der Leipziger
Veranſtaltung einen ſchädigenden Wettbewerb zu bereiten oder
ihr ſonſt Abbruch zu tun.“

Für die Hopfenausfuhr nach Deutſchland werden vorläufi
500 000 Kilo Hopfen freigegeben werden.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. An der Börſe übertrug ſich die

Feſtigkeit der vergangenen Woche auch auf den heutigen Ver-
kehr. Beſonders waren es auswärtige Kauforders, die zu
einer Höherbewertung namentlich der ausländiſchen Werte, des

Teiles der Montanpapiere, von Farbwerten und

als anſehnlich höher Mannesmannröhren und Plhhönix zu

nennen. rbwerte bis zu 3 Prozent. VonElektrigzitätswerten hoben ſich A. E. G. nennenswert. Auch ein-
zelne Spezialpapiere begegneten regerem Jnkereſſe bei on-
ziehenden Kurſen, ſo Augsburg-Nürnberger, Deutſche Waffen
und Daimler. Gute Nachfrage beſtand für Schantungaktien, die
mehr als 5 Prozent ſtiegen, während Orientbahnaktien 25 Pro
zent verloren. Schiffahrtsaktien hatten keine gleichmäßige Kurs-
bewegung. Eine Beſſerung von etwa 5 Prozent erfuhren Ham-
burg-Südamerikaner und Hanſa. Jm allgemeinen war zu be-
merken, daß nach Erledigung der erſten Aufträge der Verkehr
in ruhigere Bahnen einlenkte und anfängliche Kursgewinne
nicht voll aufrechterhalten werden konnten. Der Anlagemarkt
bewahrte bei wenig veränderten Kursſätzen feſte Haltung. Für
öfterveichiſche und ungariſche Werte zeigten ſich Anſätze zu
weiterer Befeſtigung. Jm ſpäteren Verlaufe ſetzte eine kräftige
Aufwärtsbewegung für Deutſch-Ueberſeeiſche Elektriſche und
Adlerwerke um 10 Progent ein.

Produktenbericht. Am Produktenmarkt blieb das Angebot
Vom Weſten

Seitens des
Erbſen und

teilweiſe an
feſten

in Hafer gering bei unveränderten Forderungen.
waren namentlich ſpätere Lieferungen begehrt.
Platzkonſums hat die Nachfrage nachgelaſſen.
andeve Hülſenfrüchte haben feſte Tendenz bei
ziehenden Kurſen. Serradella war bei unverändert
Preiſen auf ſpätere Abladungen ruhig; alte Ware war billiger
Die Tendenz für Heu und Stroh bewahrte unverändert ſehr
feſte Haltung. Für Runkelrübem, Kohlrüben und Spe'ſe-
möhren zeigte ſich ftärkeres Angebot. Wetter ſchön.

Hafernotierungen
Berlin, 6. Oktober. Jnländiſcher Hafer für 1000 kg in Mark

Loko ab Speicher frei Wagen 1270-1300, loko ab Bahn
bei Selbſtabladung. Dreitägige Abladung Dre

wöchige Abladung Auguſt-Abladun Erſte HälfteSeptember-Abladung September Abladung
Oktober Abladung Novmber-Abladung Allesper. 1000 kg Netto ab Abladeſtationen. Tendenz feſt.

Auszablungen.
Berlin, 6. Oktober.

Geld Brief Gel BriefHolland 931,50 93350 Oeſterreich abgſt. 31,45 31,55
Dänemark 524,25 525,75 Ungarn 33,45 3355Schweden 99, 600,75 Prag 740 7760Norwegen 575,25 575,75 Spanien 467, 468Schweiz 444,50 Finnland 109,50 110Wien, altes 29,95 30.05
Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermittelt:

Deutsche Werte Deutsch-Luxemburg [I167.25S Deutsehe Sechatz- Deutsehe Debersee- BI. 325,
scheine VI--IX T Deutsche EBrdöl 3575 S Deutsehe Reichsanl. T. Deutsche Gasglühl. 4090n r 7225 Deutsche Kali (220s 67.25 Heutsehe Waff. u. Mun. 240,-3 v 665,30 Donnersmarkhütte 234.502 Preuss Konsois 72,75 Döring u. Lehrmann 13225

4 J J 65.,50 Pro werke 7 e 3427 Elberfelder Farben 374.754 Charl. Stadtanl. 8999 96.50 Felten u. Guilleanme 214,
4 Magdeb Stadtanl. 91/06 93,50 Gasmotoren Deutz 165,
4 Sächs. Neulandsech.- Gebhardt u. Co. ePfandbriefe m Gebhardt u. König. I163,504 Preuss. Centr.-Bod.- Gelsenkireh. ßer 187,

Pfandbriefe 100 Glauziger Zuckerfbr. u
4 Preuss. Hypot. Bank- Hallesohe Masch.-Fabr.Pfandbriefe 19011 9950 Hann. Masch. 359.4, Dessauer Gas-Oblig. Harpener Berg 112450
4 v Haspper Bisen 190Auslünd. Werte Hirseh Kupfer r4 Oesterr. Kron.-Rente 34, Höohster Varbw..4 Dngar. Gold-Rente 58.10 Hoeseh Bisgen u. Stahl D
4 Ungar. Kronen-Rente 35,50 r eVisenbahn-Aktien: SeeHalberstadt -Blankenb. 80.50 Kahla- Porzellan 349
Halle-Hettstedter aliw. Aschersleben 202Schantungbahn 162 Körbisd. Zucker- Akt. S 7Allg. Lokal-Str. 130,50 Kyffhäuserhütte
Gr. Berl. Str. meyer u. Go. I134.50Magdeburger Str.-B. 7 auchkammer 18.75ux. Prinz Reinrich.-B. 381, Laurahütteo LOrient bahn 259 Linke u. Hofmann. 327.-Sehiffahrts- Akt. Ludwig Loewe u. Co.Lothringer Hütte 172Mannesmannröhren 20825Maschinenfabr. Bnekan 182,
Hambg. Pakettahrt 117.
Hambg.-Südamerika 223
Hansa-Dampfsechift
Nordd. LIoyäa 11950 Oberschl. Risenb. Bed.

Banken 155, S JBert üben guten u. KopperComm u. Diskontobank 12 pöniz- Berg.Harmstädter Bank I Ehgia. Metail- Vorz.Khein.Dess. Landesbank T Kiebeer e 528
Deutsche Bank TDiskonto-Comm. 125Dresdner Bank i Kositzer Zueker IOredit-Anst. Leipzig 122 Sangerhaäuser Masech 126Mitteld. r Hugo Schnei ar o.Privat-Bank 17 Schuckert u. Co. 146Lationalbank Siemens u. Halske 1238u l Ztettimer Qhamotte a

e e 7 ett 7Industrie-Aktien: Stollberder 877Sehnuitheies- Brauerei Strals. gpielkarten 255
t. t. Aniiin Thale-Fisenhütte.Aiigem. Fiektr.-Ges. 219, Triptis- Akt. -Ges.
Ammendorfer Papierf. Türkische Tabakregio 58Anhbalter Kohlenw. 219, Ver. Köln-Rottweiler [2
Annaberger Steingut 219 lanzetoft Klbert 6Badische Anilin 438, egelin u. Hübner 7 1712Bergmann Kiekt. Akt. 180. erseh. Welseent. Brx I. -7
Berſ. Masch.-Baun 225.50 Westeregein-Alkali 2220
Bismarckhütte ittener Gubstahl 243Bochumer GuBstahl 15 rede-Maizerei IChem. Fabrik Buekan 14450 eitzer Masehn.
CGhem. Griesheim 238.25 Zellston Walthot 21925Ghem. v. Revden 272. tavi-inen

en eröllwitzer Papierfabr. 218,Daimier-Motoren 20.00 Tendenz: fest.

et a b r Böttcher.Verantw r Politik: elmut Böttcher: für NachrichtenVorks wirtſchaft und Sport Hans eiling; für r übrtgen
redaktionellen Teil: Adolf Meyer.

Anzeigenteil: Paul Kerſten; ſämtlich in Halle a. S.

übermitlelt wordey
ich mit Veſriedigunch e in ent

ohl möglich n gerh e und ves an ſehr wohl möglich ſein wird, die auer und die7 tung ohne gegenſeitige Be
einträchtigung zu betreiben. So ſehr ich hiernach die von Jhnen
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